




Es stellt sich die Frage, wie ein politi-
sches Program aussehen könnte, das 

nicht nur versucht, am maroden kapitalis-
tischen System herumzubasteln sondern 
es zu überwinden. Die radikale Linke hat 
eine starke Tendenz dazu, sich entweder 
opportunistisch an populäre Forderun-
gen anzuhängen und dabei die eigene 
revolutionäre Perspektive fallen zu lassen 
oder sich zu Gunsten von ideologischer 
„Reinheit“ von Kämpfen fernzuhalten, 
die nicht auf eine sofortige Überwindung 
des kapitalistischen Systems zielen und 
in erster Linie tagesaktuelle Forderungen 
zum Inhalt haben.

Während die erste Variante schon 
oft zur Selbstauflösung im herrschen-
den System geführt hat, versandeten 
die Gruppierungen der zweiten Gattung 
schon oft in gesamtgesellschaftlicher Iso-
lation. Für uns ist es daher entscheidend, 
einen programmatischen Weg zu finden, 
der Kämpfe im Hier und Jetzt mit einer 

weitergehenden, revolutionären Pers-
pektive verbindet.

Kernstück unserer Programmatik 
muss das Streben nach einer massiven 
Mobilisierung der im Kapitalismus un-
terdrückten Bevölkerungsgruppen sein. 
Die Rede ist davon, dass die ArbeiterIn-
nenklasse sich mobilisiert, weil sie ein 
materielles Interesse hat, das System von 
Ausbeutung, Krise und Krieg – den Kapi-
talismus – endgültig auf den Abfallhau-
fen der Geschichte zu werfen.

Die KapitalistInnen versuchen, die Kos-
ten der Krise ihres Systems auf die Arbei-
terInnen abzuwälzen. Doch Lohnkürzun-
gen oder Entlassungen dürfen wir nicht 
akzeptieren. Betriebe, die geschlossen 
werden sollen, müssen besetzt werden.

Demokratische Strukturen wie Streik-
komitees müssen die Proteste von unten 
kontrollieren – aber sie können auch 
ausgebaut werden, damit sie die Produk-
tion in Eigenregie aufnehmen können. 

Das kann den Kern für eine Neuorganisie-
rung des Produktionsprozesses auf einer 
rätedemokratischen Grundlage schaffen. 
Generalstreiks müssen bewusst als poli-
tisches Machtmittel eingesetzt werden – 
und zwar gegen den Willen der Gewerk-
schaftsbürokratie, die in erster Linie für 
soziale Ruhe sorgen will.

Auch andere in dieser Gesellschaft 
benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
(Frauen, MigrantInnen, Jugendliche etc.), 
die oft gleich mehreren Unterdrückungs-
verhältnissen gegenüber stehen, müssen 
für diesen Kampf gewonnen werden, 
denn auch ihre Befreiung hängt vom Sieg 
über den Kapitalismus ab. Schon auf der 
Schule und in den Universitäten müssen 
Besetzungen, Blockaden und Streiks zum 
Einsatz kommen, damit Abwehrkämpfe 
gegen Kürzungs- und Privatisierungspro-
jekte im Bildungsbereich gewonnen wer-
den können. Zentral dafür ist, dass diese 
Jugendproteste sich mit der ArbeiterIn-

nenbewegung verbinden.
Bereits jetzt gegen den Kapitalismus 

erkämpfte soziale und demokratische 
Rechte müssen verteidigt und ausge-
weitet werden. Die Einführung von Min-
destlöhnen gehört genauso dazu wie die 
Abwehr von Überwachungsgesetzen wie 
der Vorratsdatenspeicherung von Kom-
munikationsdaten oder das massenhafte 
Sammeln biometrischer Daten der Men-
schen durch den Staat. 

Damit eng verbunden ist auch die Fra-
ge der Gewalthoheit des kapitalistischen 
Staates insgesamt. Die BRD lässt keine 
Gelegenheit aus, um ihre Interessen nach 
Innen und nach Außen mit aller Macht 
durchzusetzen. Ob Bundeswehrkrieg in 
Afghanistan oder Kriminalisierung von 
linken AktivistInnen hier – dagegen muss 
Widerstand geleistet werden und perspek-
tivisch Selbstschutzstrukturen aufgebaut 
werden, mit denen ArbeiterInnen, Migran-
tInnen, linke Jugendliche und andere sich 
vor staatlichen, privaten oder faschisti-
schen Terrorbanden schützen können.

Das Ziel kann nicht sein, eine neue 
Regierung für den bestehenden Staat zu 
bilden. Der bürgerliche Staat muss zer-
schlagen und durch Rätestrukturen der 
ArbeiterInnenklasse ersetzt werden.

Der Kapitalismus ist ein globales Sys-
tem. Er unterdrückt überall auf der Welt 
Menschen, damit ein paar Wenige reich 
werden. Eine Organisation, die sich zum 
Ziel setzt, das kapitalistische Ausbeu-
tungssystem zu überwinden, braucht 
daher auch eine starke internationalisti-
sche Ausrichtung. Sie muss Partei für die 
Befreiungsbewegungen in den unter-
drückten Ländern ergreifen (auch wenn 
sie ihre Praxis und Ideologie überprüft 
und kritisiert). Sie muss international auf-
gebaut werden. Sie muss eine unerbitt-
liche Stimme des Kampfes für das Ende 
von Ausbeutung und Unterdrückung 
sein. Für die Befreiung der Frau, für die 
Emanzipation der Jugend, für den Sturz 
des Kapitalismus!
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Bürgerliche Demokratie
Nirgendwo auf der Welt geht eine Wahl vonstatten 
ohne dass in den Medien der Segen der Demokratie 
beschworen wird. Gerade in von Kriegen gebeutelten 
Ländern wird es regelmäßig als ein Erfolg beschrie-
ben, dass endlich Wahlen stattfinden konnten, auch 
wenn massive Wahlfälschungen an der Tagesordnung 
waren. Auch in „etablierten“ Demokratien wie der 
BRD sorgt jede Wahl für gefühlsduselige Kommen-
tarspalten über den in diesen Wahlen zum Ausdruck 
gekommenen „Willen des Volkes“. Aber was macht die 
Demokratie, in der wir leben, überhaupt aus, und was 
hat es dabei mit dem „Willen des Volkes“ auf sich?  

Seit der Antike gibt es Systeme, die sich als „demo-
kratisch“ bezeichnen. Oft werden heute Parallelen zu 
älteren „demokratischen“ Systemen gezogen, um die 
Vor- oder Nachteile unserer Demokratie zu beschrei-
ben. Vergessen wird dabei aber vor allem Eines: Es mag 
zwar bestimmte formale Gemeinsamkeiten zwischen 
den antiken und heutigen Systemen geben, aber die 
die Gesellschaft strukturierenden Produktionsverhält-
nisse – Sklavenhaltergesellschaft dort, Kapitalismus 
hier – sind grundverschieden. Über unsere jetzige 
Situation können uns diese Vergleiche nicht viel sagen. 

Historisch ging die Entwicklung der bürgerlichen 
Demokratie und des Kapitalismus Hand in Hand. Ohne 
die formal-rechtliche Freiheit und Gleichheit, die für 
Demokratien kennzeichnend ist, wäre die kapitalisti-
sche Konkurrenz nur schwer möglich; und ohne das 
aufstrebende Bürgertum, welches aufgrund ihres wirt-
schaftlichen Eigeninteresses diese formal-rechtlichen 
Garantien brauchte, hätte sich die Demokratie in Euro-
pa nicht durchsetzen können. Deswegen ist der Schutz 
des Privateigentums an Produktionsmitteln so eng mit 
der bürgerlichen Demokratie verbunden: in fast jeder 
demokratischen Verfassung ist das Privateigentum 
genauso fest verankert wie das allgemeine Wahlrecht. 

1. Kapitalismus 
Die Produktionsverhältnisse bedingen maßgeblich 
die politischen, sozialen und kulturellen Verhältnisse. 
Deshalb ist die formal-rechtliche Freiheit und Gleich-
heit der bürgerlichen Demokratie unzureichend, da sie 
die Sphäre der Produktion nicht miteinschließt. Diese 
ist gekennzeichnet durch die Spaltung in zwei Klassen: 
auf der einen Seite die BesitzerInnen der Produktions-
mittel (KapitalistInnen), auf der anderen Seite diejeni-
gen, die außer ihrer Arbeitskraft nichts besitzen und sie 

deshalb zu verkaufen gezwungen sind (ArbeiterInnen). 
Die bürgerliche Demokratie mit ihrer formalen Tren-
nung von Politik und Wirtschaft verneint explizit, dass 
es eine demokratische Gestaltung der Produktion ge-
ben kann. Und so ist diese bürgerliche Freiheit für die 
Mehrheit der Menschen in Wahrheit die Freiheit, nichts 
zu besitzen und zu wählen, ob mensch lieber für einen 
Kapitalisten arbeiten geht oder in Armut versinkt. 

2. Staat 
Der bürgerliche Staat ist immer ein Klassenstaat, der 
die Interessen der KapitalistInnenklasse als Ganze zu 
vertreten versucht. Dabei muss er sich zwar immer 
wieder gegen einzelne Kapitalfraktionen durchsetzen, 
tut dies aber im Interesse der Aufrechterhaltung der 

Produktionsverhältnisse, also der Spaltung in Kapita-
listInnen und ArbeiterInnen. Die bürgerliche Demo-
kratie gibt den Unterdrückten die Illusion, gar nicht 
unterdrückt zu sein.Sie funktioniert als ein Mantel, der 
die unterdrückerischen Elemente des Systems verde-
cken soll, die uns heute „nur“ im Instrument der Polizei 
und des Militärs entgegentreten, im schlimmsten Fall 
aber auch in Faschismus umschlagen können. 

Bei Wahlen zeigt sich immer wieder, dass der angeb-
liche „Wille des Volkes“ eigentlich nur der Wille der einen 

oder anderen Fraktion der herrschenden Klasse ist. Gera-
de in „jungen“ Demokratien werden Wahlergebnisse 
immer wieder „korrigiert“, wenn sie nicht im Interesse 
der stärksten Kapitalfraktionen sind. Aber auch in der 
BRD sind Wahlen eine Farce: unsere gesellschaftliche 
Mitbestimmung beschränkt sich darauf, einmal alle vier 
Jahre ein Kreuz zu setzen. Wir können diejenigen, die 
innerhalb dieser Zeit tun, was sie wollen, nicht einmal 
zur Rechenschaft ziehen! Die kapitalistische Bürokratie 
bleibt bestehen, auch wenn Regierungen wechseln. 

Das heißt nicht, dass Wahlen bedeutungslos sind: 
einerseits offenbaren sie Bruchstellen zwischen den 
Kapitalfraktionen, die es für konkrete Verbesserungen 
im Hier und Jetzt auszunutzen gilt, und andererseits 
kann das Parlament für eine starke ArbeiterInnenpar-
tei eine Bühne darstellen, um ihre Ideen zu verbreiten. 
Zu guter Letzt können RevolutionärInnen Wahlen 
nutzen, reformistische Parteien dazu zu zwingen, ihre 
Aussagen unter Beweis zu stellen. 

3. Rätedemokratie 
Eine wirkliche Demokratie muss alle Bereiche des 
Lebens umfassen, insbesondere die Sphäre der 
Produktion. Nur wenn die ArbeiterInnen selbstver-
waltet entscheiden, was und wie viel produziert wird, 
können die Bedürfnisse der Menschen abseits von 
Profitgier erfüllt werden. In einer Rätedemokratie 
würde es in allen Betrieben ArbeiterInnenräte geben, 
die über die Abläufe in ihrem Betrieb demokratisch 
abstimmen. Gemeinsam mit anderen Räten würde ein 
demokratischer Wirtschaftsplan aufgestellt werden. 

In einer Massendemokratie ist es logistisch nicht 
möglich, alle Menschen an allen Entscheidungen 
direkt teilhaben zu lassen. Deshalb würden die ein-
zelnen Räte Delegierte wählen, die sich auf höheren 
Ebenen miteinander koordinieren und Entscheidun-
gen treffen. Wichtig dabei ist, dass jedeR Delegierte 
jederzeit seinem Rat rechenschaftspflichtig ist und 
jederzeit abgewählt und ersetzt werden kann. Nur so 
ist demokratische Kontrolle möglich. 

Diese Rätedemokratie kann nicht von heute auf 
morgen eingeführt werden, sondern muss im Prozess 
einer sozialistischen Revolution wachsen. Aber erste 
Ansätze für diese Räte findet man schon heute: in 
Streikkomitees, Stadtteilkomitees, und selbstverwalte-
ten Jugendstrukturen.

RevopediA

Statt Wahlkampf 
– Klassenkampf!

Was ist REVOLUTION?
Du hältst gerade die Zeitung der 
unabhängigen Jugendorganisation 
REVOLUTION in der Hand. Wir sind 
eine Gruppe von Jugendlichen, die 
sich über nationale Grenzen hinweg 
zusammengeschlossen haben, um 
für die Perspektive einer befreiten 
Gesellschaft einzutreten: eine Gesell-
schaft, die sich befreit hat, von Ar-
beitshetze und Armut, von Krieg und 
Umweltzerstörung, von Rassismus 
und Frauenunterdrückung genauso 
wie von der Entrechung der Jugend.

Wir sind eine unabhängige Ju-
gendorganisation, weil wir glauben, 
dass junge AktivistInnen selbst Ver-
antwortung übernehmen müssen. 
Doch uns ist klar, dass Jugendpro-
teste sich mit Kämpfen der Arbeite-
rInnenklasse verbinden müssen, um 
erfolgreich zu sein. In diesem Sinn 
haben wir z.B. beim bundesweiten   
Bildungsstreik mitgearbeitet. Wenn 
Du mehr wissen oder bei uns mitma-
chen willst, schick uns eine Email!

➟ �von Stefan, Revo Freie Universität Berlin 

Ein Programm, das wir nicht wählen, sondern nur selbst ausführen können

➟ �von Alina, Revo Berlin (neunte Klasse 
und zum ersten Mal beim Revocamp)

➟ �weitere Berichte und Bilder gibt es auf: 
www.revolution.de.com; oder auf: 
www.flickr.com/photos/revocamp

Revocamp‘09

Während meine ganzen AtzInnen ihre 
Sommerferien mit Feiern am Platten-
see in Ungarn verbrachten, folgten wir 
dem Aufruf „Yes We Camp“ und mach-
ten uns auf den Weg nach Liberec in 
Tschechien, zum REVOCAMP 2009. 
Dort wurde auch zwar getrunken 
und wenig geschlafen, jedoch war 
mensch nicht gezwungen, die ganze 
Nacht durchzutanzen. Denn wir lie-
ßen das Gehirn nicht bei 30 Grad von 
der Sonne wegschmelzen, sondern 
strengten die grauen Zellen bei den 
zahlreichen und mindestens genau-
so heißen Diskussionen an. Hinterher 
hatte mensch sogar das Gefühl, etwas 
Sinnvolles getan zu haben. 

Denn beim Camp, das schon zum 
siebten Mal in Tschechien veranstal-
tet wurde, waren ca. 50 junge Akti-
vistInnen aus verschiedenen europä-
ischen Ländern und auch den USA. 
Die Themen waren entsprechend 
vielfältig, von Einführungen in den 
Marxismus bis Debatten über Frank-
reich, Kuba, den Iran usw. 

Also vergesst den Partymara-
thon in Osteuropa und fahrt mit uns 
nächstes Jahr zum Revocamp. Denn: 
Wenn die Jugend und die Alten, die 
Atzen und Proleten statt der Lügen 
eurer Medien nur die Klassenschran-
ken sehen, und zusammen ins Re-
vocamp gehen, dann erwartet euch 
eins, nämlich REVOLUTION! 

Revolutionäre Termine
H �12. September: „Freiheit statt 

Angst“, Demo gegen Überwa-
chung, 15 Uhr, Potsdamer Platz, 
Berlin

H �17. September: bundesweiter 
Aktionstag unter dem Motto: 
„Wir zahlen nicht für eure Krise!“

H �19. September: Veranstaltungen 
von Revo zur Bundestagswahl in 
Kiel, Dresden und Rostock *

H �23. September: Podiumsdiskussi-
on von Revo zur Bundestagswahl 
in Berlin *

H �2.-4. Oktober: „Make Capitalism 
History“-Kongress, FU Berlin

* mehr Infos auf unserer Homepage

Kontakt zu Revo
berlin@revolution.de.com

fu@revolution.de.com
bremen@revolution.de.com
dresden@revolution.de.com

kiel@revolution.de.com
ViSdP: R. Müller, Hamburg
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